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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 771/01
Datum 06.06.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 365/02
Datum 31.08.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
06.06.2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 30.06.2001 beanspruchen kann.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger absolvierte in der Zeit von 1972 bis 1975 eine Lehre als
Metzger. Er war zunÃ¤chst in seinem erlernten Beruf tÃ¤tig. Von 1977 bis 1991 war
der KlÃ¤ger in einer Fleisch- und Wurstfabrik als Arbeiter, bis 1996 dort als
Betriebsmeister im Reinigungsdienst und seit 01.06.1996 â�� nach einer
betrieblichen Umstrukturierung â�� als Lagerarbeiter (VerladetÃ¤tigkeit)
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ab dem 18.08.1997 bestand
ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund anhaltender WirbelsÃ¤ulenbeschwerden.

Der KlÃ¤ger beantragte am 28.05.1998 die GewÃ¤hrung von Rente wegen
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verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Den Antrag lehnte die Beklagte nach Einholung
Ã¤rztlicher Gutachten mit Bescheid vom 21.08.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.11.1998 ab. Der KlÃ¤ger sei noch in der Lage,
zumindest leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Da er zuletzt keinen
Fachberuf ausgeÃ¼bt habe, sei es rechtlich ohne Bedeutung, dass er die zuletzt
verrichtete BeschÃ¤ftigung als Lagerist nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne.

Im nachfolgenden und unter dem Az: S 6 RJ 1099/98 gefÃ¼hrten Klageverfahren
holte das Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.R. vom
26.05.1999 ein. Dieser fÃ¼hrte nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 06.05.1999
aus, dass der KlÃ¤ger im Wesentlichen unter einem Postdiskektomie-Syndrom leide.
Wegen anhaltender lumboischiaformen Beinschmerzen, auch nach dreimaliger
Bandscheibenoperation wegen RezidivvorfÃ¤llen im Segment L5/S1, erscheine der
KlÃ¤ger nur noch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus von Gehen,
Stehen und Sitzen halb- bis untervollschichtig durchzufÃ¼hren. Eine Zeitrente fÃ¼r
die Dauer eines Jahres werde vorgeschlagen. Innerhalb dieser Zeit bestehe die
MÃ¶glichkeit, eine Stabilisierungsoperation (Versteifungsoperation) im Sinne einer
Spondylodese durchzufÃ¼hren. Daraufhin bot die Beklagte einen Vergleich zur
Beendigung des Rechtsstreits an, den der KlÃ¤ger am 16.07.1999 annahm. Unter
Anerkennung, dass der KlÃ¤ger vom 16.12.1997 bis lÃ¤ngstens 30.06.2000
vorÃ¼bergehend erwerbsunfÃ¤hig sei, verpflichtete sich die Beklagte, dem KlÃ¤ger
vom 01.07.1998 an bis lÃ¤ngstens 30.06.2000 Rente auf Zeit wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu zahlen. In der Folgezeit gewÃ¤hrte die Beklagte die Rente
Ã¼ber den 30.06.2000 hinaus bis zum 30.06.2001 (Bescheid vom 06.06.2000).

Unter dem 06.03.2001 beantragte der KlÃ¤ger die Weiterzahlung der Rente Ã¼ber
den Wegfallmonat hinaus. Dies lehnte die Beklagte nach Einholung eines
allgemeinÃ¤rztlichen und eines chirurgischen Gutachtens ab (Bescheid vom
28.05.2001 und Widerspruchsbescheid vom 20.08.2001). Der KlÃ¤ger sei nach den
Ã¤rztlichen Feststellungen seit dem 01.07.2001 wieder in der Lage, im
Wechselrhythmus leichte Arbeiten ohne Nachtschicht, ohne besonderen Zeitdruck
sowie ohne hÃ¤ufiges Ã�berkopfarbeiten vollschichtig zu verrichten, sofern keine
besonderen Anforderungen an das rÃ¤umliche Sehen gestellt werden (der KlÃ¤ger
sei von Geburt an auf dem rechten Auge blind). Aufgrund seines beruflichen
Werdeganges sei der KlÃ¤ger auf das gesamte TÃ¤tigkeitsfeld des allgemeinen
Arbeitsmarktes verweisbar.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Klage zum SG. Das SG zog die Klageakte S 6 RJ 1099/98
bei, die Versichertenakten der Beklagten, die Akten des Amtes fÃ¼r Versorgung
und FamilienfÃ¶rderung N. (AVF; GdB von 60 mit Bescheid vom 23.03.1998
festgestellt) sowie die Akten der Agentur fÃ¼r Arbeit A. (Ã¤rztliches Gutachten vom
13.08.2001 nach Untersuchung am 17.07.2001: Vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit
bestehe fÃ¼r leichte Arbeiten im Wechselrhythmus). Befundberichte und
Unterlagen holte das SG vom behandelnden Allgemeinarzt Dr.K. und OrthopÃ¤den
Dr.S. ein.

Das SG ernannte den OrthopÃ¤den Dr.L. zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen
(Gutachten vom 19.03.2003). Dr.L. stellte fest, dass der KlÃ¤ger unter einem
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pseudoradikulÃ¤ren Schmerzsyndrom der LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) mit
schmerzhaft eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit leide; Hinweise bestÃ¼nden auf eine
abgelaufene WurzelschÃ¤digung S 1 linksseitig bei Zustand nach dreimaliger
Bandscheibenoperation der Etage L5/S1. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser
GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nne der KlÃ¤ger leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig (acht
Stunden tÃ¤glich) und mittelschwere TÃ¤tigkeiten kurzfristig verrichten. Die
Arbeiten seien abwechselnd im Sitzen, im Stehen und in wechselnder Stellung
auszufÃ¼hren. FlieÃ�bandarbeiten, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, hÃ¤ufiges
Heben und Tragen von Lasten sowie Zwangshaltungen seien zu vermeiden. Unter
Beachtung dieser EinschrÃ¤nkungen, insbesondere der Vermeidung von
Zwangshaltungen, sei der KlÃ¤ger in der Lage, die TÃ¤tigkeit eines Montierers,
Sortierers, Etikettierers oder PfÃ¶rtners zu verrichten. Bei krÃ¤ftiger Ober- und
Unterarmmuskulatur und krÃ¤ftiger Hohlhandbeschwielung beidseits sei eine
Dauerbelastung der Arme dem KlÃ¤ger zumutbar.

Mit Urteil vom 06.06.2002 hat das SG die Klage abgewiesen. Es folge den
AusfÃ¼hrungen des Dr.L â�¦ Dr.L. habe krÃ¤ftige Arbeitsspuren (Beschwielung
jeweils) an HÃ¤nden und FÃ¼Ã�en des KlÃ¤gers festgestellt, die auf eine
regelmÃ¤Ã�ige kÃ¶rperliche BetÃ¤tigung unter Einsatz der oberen ExtremitÃ¤ten
schlieÃ�en lieÃ�en. Dr.L. gehe von einer guten Beweglichkeit der WirbelsÃ¤ule aus.
Der Leidensdruck des KlÃ¤gers erscheine nicht sehr groÃ�, da Krankengymnastik
nicht durchgefÃ¼hrt werde. Auch erfolge keine Infiltrationsbehandlung der
Muskulatur. Die Schmerzmedikation kÃ¶nne noch gesteigert werden.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers zum Bayer. Landessozialgericht
(BayLSG). Zur BegrÃ¼ndung der Berufung trÃ¤gt er vor, dass er im Oktober 2003
einen erneuten Bandscheibenvorfall erlitten habe (Hinweis auf
Kernspintomographiebefund vom 28.10.2003). Er verfÃ¼ge unverÃ¤ndert Ã¼ber
einen Grad der Behinderung von 60 und sei weiterhin arbeitssuchend gemeldet.

Der Senat hat die Akten des SG, die Versichertenakten der Beklagten sowie die
Akten des AVF beigezogen und von Dr.K. und Dr.S. Befundberichte mit Unterlagen
eingeholt. Sodann hat der Senat den OrthopÃ¤den Prof. Dr.L. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen bestellt, der nach persÃ¶nlicher Untersuchung des KlÃ¤gers das
Gutachten vom 06.10.2004 und die ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 13.03.2005
erstellt hat. Der KlÃ¤ger leide im Wesentlichen unter Beschwerden im Bereich der
LWS. Hier bestÃ¼nden folgende BeeintrÃ¤chtigungen: â�� Bewegungsbehinderung,
â�� reizfreie Narben Ã¼ber der LWS nach dreimaliger Bandschei benoperation, â��
abgelaufene SchÃ¤digung der Nervenwurzel S 1 links, â�� erhebliche degenerative
VerÃ¤nderungen der LWS im RÃ¶ntgen bild, â�� Prolaps L3/L4 rechts paramedian
und Protrusion der Bandschei be L5/S1 (Befund nach Kernspintomographie vom
28.10.2003).

Prof. Dr.L. kam zum Schluss, dass der KlÃ¤ger am (gemeint: seit) Juni 2001 in der
Lage sei, einer ArbeitstÃ¤tigkeit von acht Stunden tÃ¤glich nachzugehen. Zumutbar
seien nur noch leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes im
Wechselrhythmus (Ã¼berwiegend â�� zu 80 vH â�� sitzend und zu 20 vH stehend
und gehend). Arbeiten ausschlieÃ�lich im Stehen, auf Leitern und GerÃ¼sten, mit

                               3 / 8



 

Absturzgefahr, unter Feuchtigkeit sowie mit den Armen Ã¼ber der Horizontalen
kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht mehr verrichten. Er mÃ¼sse von Arbeiten mit Heben und
Tragen von Lasten Ã¼ber 3 kg sowie von Arbeiten unter Feuchtigkeit und NÃ¤sse
befreit sein. ZusÃ¤tzliche Pausen von 15 Minuten seien alle zwei Stunden
erforderlich. Grund hierfÃ¼r seien die VerÃ¤nderungen im lumbalen
WirbelsÃ¤ulenbereich. Die beim KlÃ¤ger mangelhaft entwickelte
Paralumbalmuskulatur beiderseits sei nicht in der Lage, eine stabilie
KÃ¶rperhaltung auf lange Dauer zu gewÃ¤hrleisten.

Die Beklagte hat sich zu den AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr.L. geÃ¤uÃ�ert. Es sei
bekannt, dass eine schwache RÃ¼ckenmuskulatur RÃ¼ckenschmerzen auslÃ¶sen
kÃ¶nne. Eine StÃ¤rkung der RÃ¼ckenmuskulatur sei jedoch durch gezielte
Krankengymnastik zu erreichen. Nach den vorliegenden Gutachten sei davon
auszugehen, dass der KlÃ¤ger seine TÃ¤tigkeit ausschlieÃ�lich im Wechselrhythmus
verrichten solle, also abwechselnd im Stehen und Sitzen. Eine derartige
Arbeitshaltung garantiere einen Wechsel der KÃ¶rperhaltung, so dass
betriebsunÃ¼bliche Pausen nicht notwendig seien.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 06.06.2002
und den Bescheid der Beklagten vom 28.05.2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.08.2001 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Ã¼ber den 30.06.2001 hinaus Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen Erwerbsminderung zu
zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf die AusfÃ¼hrungen der erstinstanzlichen Entscheidung.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten sowie auf die
Gerichtsakte des BayLSG Bezug genommen. â��

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143
, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat
das SG die Klage abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 28.05.2001 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.08.2001 ist rechtmÃ¤Ã�ig. FÃ¼r die
Zeit nach dem 30.06.2001 hat der KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen Anspruch auf
Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit und auch keinen Anspruch auf eine
Rente wegen Erwerbsminderung. Der KlÃ¤ger ist weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig bzw. voll oder teilweise erwerbsgemindert.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit im
Anschluss an die bis 30.06.2001 befristete Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
bestimmt sich gemÃ¤Ã� Â§ 302b Abs 1 Satz 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI) nach den Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung
(SGB VI aF), da am 31.12.2000 ein Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
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und damit zugleich auch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit bestand. Die Â§Â§ 43,
240 SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung sind maÃ�gebend, soweit
sinngemÃ¤Ã� auch (hilfsweise) vorgetragen wird, dass zumindest ein Anspruch auf
Rente wegen Erwerbsminderung seit einem Zeitpunkt nach dem 30.06.2001
besteht.

Nach Â§ 43 Abs 1 Satz 1 SGB VI aF haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie u.a. berufsunfÃ¤hig sind. BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§
43 Abs 2 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VI aF Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen
Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich,
geistig oder seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤hhigkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und den besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (vgl Â§ 43 Abs 2 Satz 4 SGB VI aF).

Diese Tatbestandsmerkmale der BerufsunfÃ¤higkeit sind beim KlÃ¤ger nicht
erfÃ¼llt. FÃ¼r den bisherigen Beruf im Sinne des Â§ 43 Abs 2 SGB VI aF ist auf die
zuletzt auf Dauer verrichtete versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
abzustellen. Dies ist die TÃ¤tigkeit eines Lagerarbeiters, wobei es nicht darauf
ankommt, ob der KlÃ¤ger diese TÃ¤tigkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden noch
verrichten kann. Denn der KlÃ¤ger kann entsprechend seiner ErwerbsfÃ¤higkeit und
seines beruflichen Werdeganges auf eine fÃ¼r ihn zumutbare TÃ¤tigkeit verwiesen
werden.

Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers seit Juni 2001 ergibt sich aus dem Gutachten
des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr.L. vom 06.10.2004 und der
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 13.03.2005. Die Untersuchung und
Befunderhebung durch den Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen hat ergeben, dass dem
KlÃ¤ger seit Juni 2001 zumindest kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten acht Stunden
tÃ¤glich (vollschichtig) im Wechselrhythmus (Ã¼berwiegend â�� zu 80 vH â��
sitzend und zu 20 vH stehend und gehend) zumutbar sind. Zu vermeiden sind
Arbeiten ausschlieÃ�lich im Stehen, auf Leitern und GerÃ¼sten, mit Absturzgefahr,
unter Feuchtigkeit sowie mit den Armen Ã¼ber der Horizontalen. Arbeiten mit
Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 3 kg sowie Arbeiten unter Feuchtigkeit und
NÃ¤sse kÃ¶nnten ebenfalls nicht mehr abverlangt weren. Die rentenrechtlich
relevante Wegstrecke zu FuÃ� ist nicht eingeschrÃ¤nkt.

Im Vordergrund der von Prof. Dr.L. festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen, die sich
auf die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers auswirken, stehen die Beschwerden des
KlÃ¤gers im Bereich der RumpfwirbelsÃ¤ule. Bis 1997 hat sich der KlÃ¤ger dreimal
einer Bandscheibenoperation im Segment L5/S1 unterziehen mÃ¼ssen. Zu einer
Versteifungsoperation, zu deren DurchfÃ¼hrung Dr.R. im Gutachten vom
26.05.1999 die GewÃ¤hrung einer Zeitrente vorgeschlagen hatte, ist es bisher nicht
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gekommen. Neu aufgetreten ist ein Prolaps im Segment L3/L4 sowie Protrusionen
und narbige Verziehungen im Segment L5/S1 mit nervalen BedrÃ¤ngungen
(Kernspintomographiebefund vom 28.10.2003). Bei der Untersuchung hat Prof. Dr.L.
eine deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung im LWS-Bereich und eine abgelaufene
SchÃ¤digung der Nervenwurzel S1 festgestellt. RÃ¶ntgenologisch waren erhebliche
degenerative VerÃ¤nderungen der LWS erkennbar.

Zwar sind die vom KlÃ¤ger beklagten Beschwerden im Bereich der
RumpfwirbelsÃ¤ule aufgrund der klinischen und rÃ¶ntgenologischen Befunde bis zu
einem gewissen Grad erklÃ¤rbar. Jedoch fÃ¼hren diese Befunde nicht zu einer
zeitlichen EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit. Die kÃ¶rperliche Belastbarkeit
ist insoweit eingeschrÃ¤nkt, als WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen und
Bewegungsmonotonien zu vermeiden sind. TÃ¤tigkeiten ausschlieÃ�lich im Stehen
kÃ¶nnen nicht mehr abverlangt werden. Die TÃ¤tikgeiten sind vielmehr im
Wechselrhythmus zwischen Sitzen (80 vH) und Sitzen bzw Gehen (20 vH) zu
verrichten. Arbeiten in KÃ¤lte und NÃ¤sse sowie auf Leitern und GerÃ¼sten sollten
im Hinblick auf die Bandscheibenerkrankungen vermieden werden. Aufgrund der
degenerativen VerÃ¤nderungen der LWS und des neurologischen Befundes
(sensible StÃ¶rungen im Ausbreitungsgebiet der Nervenwurzel S1, Ausfall des
Trizeps-surae-Reflexes links, LasÃ©gue- bzw PseudolasÃ©gue-Zeichen bei 40 Grad)
ist die Belastbarkeit auf leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten beschrÃ¤nkt, wobei das
Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 3 kg nicht durchgefÃ¼hrt werden sollte.
Dauerhafte neurologische Ausfallerscheinungen oder schmerzbedingte Fixierungen
eines WirbelsÃ¤ulenabschnitts sind jedoch nicht nachweisbar, so dass von einer
zeitlichen Aufhebung des LeistungsvermÃ¶gens nicht auszugehen ist.

Ebenfalls nicht zu einer EinschrÃ¤nkung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens
fÃ¼hrt die von Prof. Dr.L. festgestellte reaktive muskulÃ¤re Verspannung im
HalswirbelsÃ¤ulenbereich bei rÃ¶ntgenologisch nachgewiesenen degenerativen
VerÃ¤nderungen. In diesem Bereich waren keine Bewegungsbehinderungen
messbar. Sensible StÃ¶rungen oder motorische AusfÃ¤lle bestanden nicht. Die vom
KlÃ¤ger beklagten Beschwerden fÃ¼hrte Prof. Dr.L. auf die daraus resultierenden
muskulÃ¤ren Verspannungen zurÃ¼ck.

Die festgestellte Bewegungsbehinderung beider Arme in den Schultergelenken bei
rÃ¶ntgenologisch nachgewiesener Periarthrosis humero scapularis duplay calcarea
bds. sowie Impingement bds. beeintrÃ¤chtigt das LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers insofern, als Arbeiten mit ausgestreckten Armen nicht mehr verrichtet
werden kÃ¶nnen.

Die Bewegungsbehinderung der oberen und der unteren Sprunggelenke links bei
rÃ¶ntgenologisch nachgewiesenen Arthrosen fÃ¼hrt dazu, dass TÃ¤tigkeiten mit
stÃ¤ndigem Gehen und Stehen sowie unter Absturzgefahr zu vermeiden sind.

Zu den weiteren GesundheitstÃ¶rungen, nÃ¤mlich â�� reizfreie Narben am linken
Oberarm und am linken Unterarm. Behinderung der Vorderarmdrehung links.
Endlagige Bewegungsbehinderung im linken Handgelenk. Leichtes Streckdefizit der
Langfingermittelgelenke 3 â�� 5 bds., â�� Innendrehbehinderung der Beine in den
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HÃ¼ftgelenken (Kapselkontraktur), â�� Hallux rigidus links und â�� Venektasien an
beiden Unterschenkeln ohne BlutumlaufstÃ¶rungen hat Prof. Dr.L. keine oder
lediglich geringgradige Funktions- und BelastungseinschrÃ¤nkungen festgestellt,
die keinen Einfluss auf das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers haben.

Es kann dahinstehen, ob der KlÃ¤ger seiner zuletzt ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als
Lagerarbeiter aus gesundheitlichen GrÃ¼nden noch gewachsen ist. Der KlÃ¤ger ist
jedenfalls nicht berufsunfÃ¤hig, weil es fÃ¼r ihn noch zumutbare andere
BerufstÃ¤tigkeiten gibt, in denen er vollschichtig tÃ¤tig sein kann. Als ungelernter
Arbeiter ist er auf sÃ¤mtliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes sozial
verweisbar. Zwar war der KlÃ¤ger zunÃ¤chst in seinem erlernten Beruf als Fleischer
tÃ¤tig, er hat jedoch â�� unabhÃ¤ngig davon, ob die von 1991 bis 1996
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Betriebsmeister als FacharbeitertÃ¤tigkeit einzuordnen
ist â�� seinen bisherigen Beruf nach einer betrieblichen Umstrukturierung
aufgegeben â�� und war danach als Lagerarbeiter (VerladetÃ¤tigkeit) tÃ¤tig.

Da der KlÃ¤ger nicht an der AusÃ¼bung einer regelmÃ¤Ã�igen
GanztagsbeschÃ¤ftigung gehindert ist, braucht vorliegend eine
zustandsangemessene TÃ¤tigkeit weder nachgewiesen noch benannt zu werden.
Denn solange ein Versicherter in der Lage ist, unter betriebsÃ¼blichen
Bedingungen vollschichtig und regelmÃ¤Ã�ig Erwerbsarbeit zu leisten, besteht
keine Pflicht der Verwaltung und Gerichte, konkrete ArbeitsplÃ¤tze und
VerweisungstÃ¤tigkeiten mit im Einzelnen nachprÃ¼fbaren Belastungselementen
zu benennen. Vielmehr ist in solche FÃ¤llen von einer ausreichenden Zahl
vorhandener ArbeitsplÃ¤tze auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszugehen (BSG 
SozR 2200 Â§ 1246 Nr 90).

Dem steht nicht entgegen, dass Prof. Dr.L. in seinem Gutachten vom Erfordernis
zusÃ¤tzlicher Arbeitspausen alle zwei Stunden mit einer Dauer von 15 Minuten
ausgegangen ist (vgl BSG SozR 2200 Â§ 1247 Nr 43 zur Benennungspflicht bei
betriebsunÃ¼blichen Pausen). Dieser vermehrte Pausenbedarf findet bereits seine
BerÃ¼cksichtigung bei den Anforderungen, die an die vom KlÃ¤ger noch mÃ¶gliche
Arbeitshaltung zu stellen sind. Prof. Dr.L. beschreibt in Ã�bereinstimmung mit den
Vorgutachtern, dass vom KlÃ¤ger nur eine TÃ¤tigkeit im Wechselrhythmus
abverlangt werden kann. Dies bedeutet die Notwendigkeit zum Wechsel der
KÃ¶rperhaltung, wobei nach Prof. Dr.L. die Arbeit Ã¼berwiegend im Sitzen
verrichtet werden sollte. Durch den Wechsel der KÃ¶rperhaltung wird eine
Haltungskonstanz vermieden, die dem KlÃ¤ger nach Auffassung des Prof. Dr.L.
gesundheitlich nicht zumutbar ist. Prof. Dr.L. fÃ¼hrt aus, dass beim KlÃ¤ger im LWS-
Bereich eine schwach entwickelte Paralumbalmuskulatur und ein Hartspann
paralumbal links besteht. Das Muskelkorsett sei daher nicht in der Lage, eine stabile
KÃ¶rperhaltung auf lange Dauer zu gewÃ¤hrleisten. Allerdings besteht bei einer
TÃ¤tigkeit im Wechselrhythmus die MÃ¶glichkeit zum Haltungswechsel, so dass
vom KlÃ¤ger eine stabile KÃ¶rperhaltung auf lange Dauer nicht gefordert wird. Auch
ergibt sich aus einer zusÃ¤tzlichen Pause fÃ¼r den KlÃ¤ger kein Vorteil, da er in der
Pause eine der drei Grundhaltungen einnehmen muss. FÃ¼r die Notwendigkeit,
etwa aufgrund anhaltender Schmerzen die WirbelsÃ¤ule durch eine liegende
Haltung zu entlasten, findet sich kein Anhalt.
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Nach alledem hat der KlÃ¤ger ab dem 01.07.2001 keinen Anspruch auf Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Er hat erst recht keinen Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 Abs 1 SGB VI aF, weil er die noch strengeren
Voraussetzungen des Begriffs der ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht erfÃ¼llt. Nach Â§ 44
Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB VI aF ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, wer eine BerufstÃ¤tigkeit
noch vollschichtig ausÃ¼ben kann.

Nach den Â§Â§ 43, 240 SGB VI nF hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung, da er einen zumutbaren anderen Beruf als den
bisherigen vollschichtig ausÃ¼ben kann und nicht einmal teilweise
erwerbsgemindert ist.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 30.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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